
Gewichtige Anhaltspunkte 
für eine Gefährdung 

Keine Gefährdung, 
aber Hilfebedarf 

 Akute Gefährdung/
     Gefahr im Verzug 

Anhaltspunkte 
unbegründet 

Gefördert von:

Handlungsleitfaden für den Umgang mit dem Verdacht einer Kindeswohlgefährdung 
in den Delmenhorster Schulen 

STADT DELMENHORST 
Die Oberbürgermeisterin 
Fachdienst Allgemeiner Sozialer Dienst/Koordinierungsstelle Kinderschutz 
Am Stadtwall 10 | 27749 Delmenhorst
Telefon (04221) 99-2573 | E-Mail: koordinierungkinderschutz@delmenhorst.de

Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
Zum Beispiel körperliche oder seelische Misshandlung, Vernachlässigung oder Schulabsentismus; Achtung: Bei einem Verdacht auf 

sexualisierte Gewalt möglichst schnell die Beratungsstelle gegen sexuellen Missbrauch unter Telefon (04221) 99-2450 kontaktieren.

Die Dokumentation der Anhaltspunkte wird mit Datum und Uhrzeit sowie der genauen Beobachtung durch die Lehrkräfte, 
Schulsozialarbeiter*innen oder pädagogischen Mitarbeiter*innen festgehalten. 

Fallbesprechung unter Einbezug der zuständigen Lehrkräfte/Schulsozialarbeit. Bei weiterem Klärungsbedarf oder Unsicherheit Inanspruch-
nahme einer pseudonymisierten Fachberatung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft nach § 4 KKG/§ 8b SGB VIII. Vermittlung durch die 

Koordinierungsstelle Kinderschutz unter Telefon (04221) 99-2573. Die Schulleitung wird nach Datenschutzbestimmungen informiert. 

Sofortige Kontaktaufnahme 
zum Allgemeinen Sozialen 

Dienst oder der Polizei 

Gespräch mit den Personensorgeberechtigten und den Kindern über die Risikoeinschät-
zung durch Lehrkraft und Schulsozialarbeiter*in (soweit hierdurch der wirksame Schutz 

des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, § 4 KKG Abs. 1)

Können die Personensorgeberechtigten die Kindeswohlgefährdung mit eigenen Mitteln lösen? 

Schriftliche Dokumentation der nächsten 
Schritte. Überprüfung der Wirksamkeit 

Motivierung und Hinwirkung auf die Inan-
spruchnahme einer Hilfe und ggf. Überleitung 

an den Allgemeinen Sozialen Dienst 

Bei Verschärfung der Situation Personensorgeberechtigte wollen keine 
Hilfe und weiterhin Anhaltspunkte für 

eine Kindeswohlgefährdung

Personensorgeberechtigte 
nehmen Hilfe an 

Schriftliche Meldung durch die Schule an den Allgemeinen Sozialen Dienst 
(Jugendamt). Das Schulpersonal ist, nach § 4 KKG Abs. 3, befugt, die erfor-
derlichen Daten mitzuteilen; Personensorgeberechtigte vorab über diesen 
Schritt informieren (sofern hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder 

Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, § 4 KKG Abs. 1).  
Schulleitung muss über die Meldung informiert werden (§ 43 NSchG)

Vorgang
beenden

Stand: September 2022

Ja Nein


